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Am 1.9.2023 ist das Haager Anerkennungs- und Vollstreckungsübereinkommen in Kraft getreten, so die PM der Europäischen

Kommission vom gleichen Tag. Es stelle sicher, dass Entscheidungen der Gerichte anderer Staaten in Zivil- und Handelssachen

international anerkannt und vollstreckt werden. Die EU und die Ukraine seien dem Übereinkommen beigetreten, das be-

deute: EU-Mitgliedstaaten erkennen die Urteile der Ukraine an, Urteile der Mitgliedstaaten werden von der Ukraine aner-

kannt. Es werde erwartet, dass sich auch andere Länder in Zukunft anschließen werden. Justizkommissar Didier Reynders be-

tone, dass sowohl Bürgerinnen und Bürger als auch Unternehmen profitieren werden; der Vertrag werde Handel und Investi-

tionen zwischen der EU und der Ukraine weiter erleichtern. „Es ist an der Zeit, die internationale Einheit und Zusammenarbeit

im Zivil- und Handelsrecht zu stärken. Ich hoffe, dass das Inkrafttreten des Haager Urteilsübereinkommens und seine Anwen-

dung in der EU und der Ukraine andere Länder motivieren, ebenfalls zu unterzeichnen. In einer zunehmend globalisierten

Welt darf die Umsetzung des Rechts nicht durch Grenzen eingeschränkt werden – je mehr Länder dem Übereinkommen bei-

treten, desto wirksamer werden unsere Urteile sein.“ Derzeit sei es für Bürgerinnen und Bürger der EU sowie Unternehmen

aufgrund der Vielfalt der Gesetze und Verfahren häufig schwer, Urteile von anderen Ländern anerkennen und vollstrecken zu

lassen. Diese Rechtsunsicherheit und die damit verbundenen Kosten könnten dazu führen, dass viele davon absehen, ihre

Ansprüche geltend zu machen oder sich sogar von internationalen Geschäften fern halten.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Elektronische Einreichung eines Voll-

streckungsantrags in Justizbeitreibungssa-

chen ohne besondere Formerfordernisse

a) Im Verfahren der sofortigen Beschwerde ge-

mäß §§ 567 ff. ZPO ist der vollbesetzte Spruch-

körper außer in Fällen, in denen die Zuständig-

keit des Einzelrichters zweifelhaft ist, nicht be-

fugt, selbst über die Übertragung eines in die ori-

ginäre Zuständigkeit des Einzelrichters fallenden

Beschwerdeverfahrens zu entscheiden (Bestäti-

gung von BGH, Beschluss vom 30. April 2020 –

I ZB 61/19, BGHZ 225, 252 [juris Rn. 23 bis 25]).

b) Der Vollstreckungsantrag nach dem Justizbei-

treibungsgesetz entspricht den im elektronischen

Rechtsverkehr geltenden Formanforderungen,

wenn er entweder von der ihn verantwortenden

Person qualifiziert elektronisch signiert worden ist

oder vonder ihnverantwortendenPerson (einfach)

signiert und auf einem sicheren Übermittlungs-

weg eingereicht worden ist (§ 753 Abs. 4 Satz 2,

§ 130aAbs. 3Satz1ZPO,§ 6Abs. 1Nr. 1, § 7Satz1

und 2 JBeitrG). Damit hat der Gesetzgeber die for-

mellen Anforderungen abschließend festgelegt.

Die nach der Senatsrechtsprechung geltenden

Anforderungenan einen inPapierformeingereich-

ten Vollstreckungsantrag nach der Justizbei-

treibungsordnung (vgl. BGH, Beschluss vom

18. Dezember 2014 – I ZB 27/14, DGVZ 2015, 146

[jurisRn. 16]) können aufeinenelektronischeinge-

reichten Vollstreckungsantrag nach dem Justiz-

beitreibungsgesetznichtübertragenwerden.

BGH, Beschluss vom 6.4.2023 – I ZB 84/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2049-1

unterwww.betriebs-berater.de
BGH:Dieselverfahren–Voraussetzungeneiner

wiederholten Verlängerung der Berufungsbe-

gründungsfrist mit Einwilligung des Gegners

Zu den Voraussetzungen einer wiederholten

Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist

mit Einwilligung des Gegners.

BGH, Beschluss vom 31.7.2023 – VIa ZB 1/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2049-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Unpfändbarkeit der Corona-Über-

brückungshilfe III

1. BeiderCorona-Überbrückungshilfe III (Billigkeits-

leistung des Bundes in Form einer Corona-Über-

brückungshilfe für kleine undmittelständische Un-

ternehmen, Soloselbständige und Angehörige der

Freien Berufe, die in Folge der Corona-Krise erheb-

liche Umsatzausfälle erleiden) handelt es sich um

eine nach § 851 Abs. 1 ZPO in Verbindung mit

§ 399 1. Fall BGB nicht pfändbare Forderung.

2. Die Unpfändbarkeit der Corona-Überbrü-

ckungshilfe III setzt sich nach deren Überwei-

sung nicht an der Gutschrift auf einem regulären

Girokonto des Schuldners fort. Ist der Schuldner

eine juristische Person, kann er sich insoweit

nicht auf eine entsprechende Anwendung der

für ein Pfändungsschutzkonto gemäß § 850k

ZPO geltenden Schutzvorschriften berufen; ihm

steht lediglich im Einzelfall bei einer gegen die

guten Sitten verstoßenden unzumutbaren Härte

Vollstreckungsschutz gemäß § 765a ZPO zu.

BGH, Beschluss vom 16.8.2023 – VII ZB 64/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2049-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Kein vereinfachter Vollstreckungsan-

trag gem. § 829a ZPO nach Änderung der

Parteibezeichnung

Die Möglichkeit des vereinfachten Vollstre-

ckungsantrags bei Vollstreckungsbescheiden ge-

mäß § 829a ZPO ist für eine Gläubigerin, deren

Parteibezeichnung sich nach Erlass des Vollstre-

ckungsbescheids geändert hat, nicht eröffnet,

weil sie dem zuständigen Vollstreckungsorgan

die Parteiidentität mit der Titelgläubigerin zwei-

felsfrei nachweisen muss. Die die Parteiidentität

belegenden Urkunden müssen dem Vollstre-

ckungsantrag beigefügt werden und schließen

als vorlegungspflichtige andere Urkunden im

Sinne des § 829a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ZPO die An-

wendung des vereinfachten Vollstreckungsan-

tragsverfahrens gemäß § 829a ZPO aus.

BGH, Beschluss vom 10.5.2023 – VII ZB 23/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2049-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Wissenszurechnung beim echten

Factoring

Im Rahmen des echten Factorings muss sich der

Factor die Kenntnis des Forderungsverkäufers

von der Zahlungsunfähigkeit des späteren Insol-

venzschuldners oder den die Zahlungsunfähig-

keit begründenden Umständen regelmäßig nicht

allein wegen der den Forderungsverkäufer tref-

fenden Pflichten zur Unterstützung des Factors

bei der Forderungsdurchsetzung und zur Infor-

mation des Factors über eine Zahlungsunfähig-

keit begründende Umstände zurechnen lassen.

BGH, Urteil vom 25.5.2023 – IX ZR 116/21
(Amtlicher Leitsatz)

 Die Entscheidung wird demnächst mit einem

Kommentar von Stumpf abgedruckt.

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2049-5

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Beschwerde des Insolvenzverwal-

ters gegen Festsetzung seiner Vergütung

InsO § 64 Abs. 3, §§ 213, 214 Abs. 3

Die Einstellung des Insolvenzverfahrens mit Zu-

stimmung der Gläubiger steht einer Beschwerde

des Insolvenzverwalters gegen die Festsetzung

seiner Vergütung nicht entgegen, wenn dieser

vor der Verfahrenseinstellung für den streitigen

Teil seiner Vergütung Sicherheit geleistet hat.

InsVV § 1 Abs. 1 Satz 2

Der Schätzwert der Masse wird, wenn das Ver-

fahren durch Einstellung vorzeitig beendet ist,

durch die Summe der Forderungen aller zu be-

friedigenden Insolvenz- und Massegläubiger be-

grenzt, sofern nicht der Wert der bereits erziel-

ten Massezuflüsse höher ist.
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